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Antrag 

der Abgeordneten Annette Karl, Natascha Kohnen, Andreas Lotte, 
Bernhard Roos, Martina Fehlner, Susann Biedefeld, Kathi Peter-
sen, Ruth Müller SPD 

70 Jahre Bayerische Verfassung –  
Unser Bayern. Unsere Verfassung. Unser Auftrag: 
Gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Bayern schaffen (III) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, Art. 3 Abs. 2 der Verfassung 
des Freistaates Bayern „Der Staat schützt die natürlichen Lebens-
grundlagen und die kulturelle Überlieferung. Er fördert und sichert 
gleichwertige Lebensverhältnisse und Arbeitsbedingungen in ganz 
Bayern, in Stadt und Land.“ ernst zu nehmen und als Konsequenz ih-
re Anstrengungen zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
deutlich zu verstärken, in dem sie das Angebot an sozialen, techni-
schen, ökonomischen und ökologischen Infrastrukturen flächende-
ckend und in einer qualitätsvollen Ausstattung und guter Erreichbar-
keit bereitstellt.  

Dazu müssen die Infrastrukturen und Leistungen der Daseinsvorsorge 
so im Raum verteilt sein, dass die Zugänglichkeit für alle Bevölke-
rungsgruppen unabhängig vom sozialen Status und der Lage des 
Wohnorts in gleichem Maße gewährleistet ist. 

 

 

Begründung: 

Nach Art. 3 Abs. 2 der Verfassung „Der Staat schützt die natürlichen 
Lebensgrundlagen und die kulturelle Überlieferung. Er fördert und 
sichert gleichwertige Lebensverhältnisse und Arbeitsbedingungen in 
ganz Bayern, in Stadt und Land“ ist das Angebot sozialer, techni-
scher, ökonomischer und ökologischer Infrastrukturen der zentrale 
Maßstab für die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse. 

Die Gewährleistung dieser Infrastrukturen bedeutet einen wesentli-
chen Beitrag zum sozialen Zusammenhalt und wird dann als sozial 
gerecht empfunden, wenn jeweils stets die möglichst beste Qualität 
der Leistungen der Daseinsvorsorge angestrebt wird. 

Zurzeit erleben wir bei den Infrastrukturen der Daseinsvorsorge durch 
Sparprogramme und Privatisierungsprozesse einen Leistungsabbau 
und einen Rückzug aus der Fläche. Darunter leiden vor allem die 
peripheren Regionen. 


